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für die 


Königlichen Derubifgen Staaten | 
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(No 24.) Vexordnung an den Staats = und Juſtiz⸗ Minifter von Kircheiſen ind an 
den Geheimen Staats⸗Rath und Oberſten von Hake, uͤber die Rechtspflege 5 


in Kriminal- und Injurien-Sachen gegen beurlaubte and e Unteroffi⸗ 
ziere und Soldaten. Vom e Februar 18, a 


fe 
Ar) finde‘ die, in Ihrem Berichte vorm 12len Februar b. J. enthokkanen Bor: 
ſchlaͤge in Betreff der Rechtspflege in Kriminal⸗ und Injurien⸗Sachen gegen 
beurlaubte und inactive Unteroffiziere und Soldaten vollig Zams d will f 
denſelben gemaͤß hierdurch Folgendes feſtfetzen :? 
I. Die beurlaubten Unteroffiziere und Soldaten des "eftefäven € Standes blei⸗ = 
ben ohne Ausnahme in Kriminal⸗ und Injuriene Sachen den Militairge⸗ 
richten unterworfen und der Civilrichter iſt nur zu ſolchen Verfuͤgungen 
befugt und verbunden, welche keinen Aufſchub leiden: auch muß der Ci⸗ 
vilrichter der Unterſuchung ſich unterziehen, wenn ſolche nach individueller 
3 des Verbrechens nur an Ort und Stelle zu fuͤhren iſt, 
oder wenn mehrere Perſonen des Civilſtandes als Theilnehmer dabei kon⸗ 


green] SHE 


kurriren. ach beendigter Unterſuchung iſt aber ſodann über die beur- 


laubte Milttairperſon von dem kompetenten Militair⸗ Gerichtstand oder 
kriegsrechtlich zu erkenne. 

2. Die inaktiven, den Regiments⸗ Kantons zugetheilten Soldaten, ober die 
ſogenannten, mit Laufpaͤſſen verſehenen Kruͤmper, ſind in allen gemeinen, 
nicht den Dienſt betreffenden Vergehungen, ſo wie in Injurien⸗ Sachen, 
worauf die Geſetze eine Gefaͤngnißſtrafe bis zu 14 Tage, oder eine 
Geldſtrafe bis zu 10 Thlr. beſtimmen, den Civilgerichten ihres Aufent⸗ 
halts⸗Orts unterworfen. Selbige muͤſſen jedoch die ihnen zuerkannte 
Gefaͤngnißſtrafe in keinem, blos zur Aufbewahrung eigentlicher Verbre⸗ 
cher, als Diebe, Betrüger und dergleichen beſtimmten, oder der Ge⸗ 
ſundheit ſchaͤdlichen Gefaͤngniſſe erleiden. Fehlt es an dem Orte ihres 
Aufenthalts an einem ſolchen, ſo ſind ſie an das naͤchſte ftäbtifche Ge: 
faͤngniß zur Erleidung der Strafe abzuliefern. & 

3. Die Cioilgerichte erkennen in ſolchen Fällen gegen dieſe Soldaten und 


vollſtrecken das Erkenntniß, ſind ar —n gehalten, dem Com⸗ 
d Se 181. mandeur 


— 
N 


. Qlusgegefen zu Berlin den 13ten Mürz 1811.) 


i Sr EI 
mandeur des Regiments oder Bataillons davon Nachricht zu geben, da⸗ 
mit dieſer von der Fuͤhrung des Soldaten Kenntniß erhaͤlt, um ihn, 
wenn er ſich nicht beſſert, bei wiederholten Vergehungen, zufolge der 

Beſtimmung des Haſten Kriegsartikels und in Gemaͤßheit Meines Be⸗ 
fehls vom Iten Februar 1810. von einem anzuordnenden Standrechte 
in die zweite der koͤrperlichen Zuͤchtigung unterworfene Klaſſe des Sol⸗ 
datenſtandes verſetzen zu laſſen. ö = 
4. Die Verfügung auf das, gegen ein ſolches Erkenntniß angebrachte Mil⸗ 
derungs⸗Geſuch verbleibt dem Landes⸗Juſtiz⸗ Collegio der Provinz. 
5. Auf körperliche Zuͤchtigung oder ſogenannte Ehrenſtrafen können die Ci: 
vilgerichte niemals erkennen. Da auch die Erlegung einer Geldſtrafe 
nach den Kriegsartikeln nicht ſtatt findet; ſo iſt, wenn die Geſetze eine 
Geldſtrafe verordnen, ſolche in eine verhaͤltnißmaͤßige Gefaͤngnißſtrafe 
zu verwandeln. Wenn jedoch beurlaubte Unteroffiziere und Soldaten, 
ſelbige mögen zum effektiven Stande gehören, oder Kruͤmper ſeyn, in 
Treibung eines bürgerlichen Nahrungsgewerbes oder ſonſt eine Polizei⸗ 


Kontravention begehen, worauf die Poltzei⸗Geſetze eine Geldſtrafe ver⸗ 
erdnen, ſo iſt von den Eivilgerichten oder Polizeibehörden auf dieſe ge⸗ 
fetzliche Strafe zu erkennen und ſolche zu vollſtrecken. I 
6. Hat der Soldat ein Dienſtvergehen, als Defertion ꝛc. oder einen Dieb⸗ 
ſtahl oder ein ſonſtiges Verbrechen begangen, worauf die Geſetze koͤr⸗ 

perliche Zuchtigung, Feſtungs⸗ oder Zuchthausſtrafe oder eine Gefaͤng⸗ 
nißſtrafe von mehr als 74 Tagen, oder endlich eine uͤber 10 Thlr. be⸗ 
tragende Geldſtrafe beſtimmen; ſo verbleibt die Unterſuchung und Be⸗ 
ſtirafung des Angeſchuldigten den kompetenten Militairgerichten und die 

Livilgerichte haben in dieſen Fällen nach Vorſchrift des H. 216. der 

AKriminal⸗Ordnung zu verfahren. 

7: Von den Civilgerichten durfen bei Unterſuchungen gegen Unteroffiziere 
und Soldaten, wohin auch die Injurien⸗Sachen ‚gehören, wegen der 
iüihnen nach der Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung und der Verordnung vom 
IIten December 1802. zuſtehenden Sportul⸗ Freiheit, keine Koſten ge⸗ 

nommen werden. 8 e 85 

ZBaur Bekanntmachung und Befolgung dieſer Beſtimmungen haben Sie, 

ein Jeder in feinem Reſſort, das Erforderliche zu verfuͤgen. 5 ; 
Berlin, den 21ſten Februar 1811. ee 


© SE abe ene 3 0a Friedrſch Wilhelm. 


No. 25.) 


(No. 25.) Verordnung, wodurch der Vorſpann für die Land⸗ und Kreis⸗Feuer⸗Sozietöts⸗ 
Direktoren aufgehoben wird. Vom 27ſten Februar 1811. i 


Nac erfolgter Aufhebung des Vorſpannes findet auch die ehemalige Ein⸗ 
richtung, wonach dem Direktor der Kurmaͤrkſchen Land⸗ Feuer⸗Societaͤt und 
den Kreis-Feuer⸗Societaͤts⸗-Direktoren zu ihren Geſchaͤftsreiſen Vorſpann ge⸗ 
geben wurde und dafuͤr die Vergütung aus der Marſch⸗ und Moleſtien⸗Kaſſe 
erfolgte, nicht mehr ſtatt. Die Land - Feuer- Societäts - Direktoren muͤſſen 
daher nunmehr zu ihren nothwendigen Reiſen in Angelegenheiten der Socie⸗ 
taͤt ſich eigner oder gemietheter Fuhren bedienen und den Erſatz der Koſten 
liquidiren; es wäre jedoch ſehr unzweckmaͤßig, dieſen aus der Regierungs⸗Kaſſe 

zu leiſten, vielmehr müffen nach dem Beiſpiele anderer Provinzen, und da es 
überhaupt gut iſt, die für beſtimmte Zwecke beſtehenden Vereine und Anſtal⸗ 
ten in Betreff ihrer Beduͤrfniſſe von allen Nebenbedingungen und Nebenbe⸗ 
guͤnſtigungen unabhängig zu ſtellen, die Koſten ſolcher Reifen von den Theil⸗ 
nehmern der Societaͤt aufgebracht, mithin aus der Kaſſe der Land⸗Feuer⸗So⸗ 
cietät beſtritten werden. Ich uͤberlaſſe Ihnen alſo, in Gemaͤßheit dieſer Be⸗ 
ſtimmung, das weiter Erforderliche zu verfügen. FIIR Mr 


Berlin, den 27ſten Februar 1811. 4 | 
i =, riedrich Wilhelm. 


den Staatskanzler Freiherrn von Hardenb erg. 


3 . 
ee 
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(To. 26.) Verordnung wegen Aufhebung der bisherigen Ausfchliegung der Untergerichte in 

Oſtpreußen, Litthauen und Weſtpreußen von Bearbeitung der Wechſel⸗ und 

a Kaonkurs⸗Prozeſſe. Vom 28ſten Februar 181 r. „„ 
N Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden Koͤnig von 

„„ Preußen e. . . : 

haben auf den Vorſchlag Unſers Miniſterii des Innern und der Juſtiz be⸗ 
ſchloſſen, die bisherige Verfaſſung, wonach in den Provinzen Oſtpreußen, 

Litthauen und Weſtpreußen einige oder alle Untergerichte von der Inſtruktion 

und Entſcheidung der Wechſel-Prozeſſe, und in Oſtpreußen auch von der Be⸗ 

arbeitung der Konkurſe, entweder bedingt oder unbedingt, ausgeſchloſſen ge⸗ 

weſen ſind, voͤllig aufzuheben. 8 a 

\ Wir verordnen und wollen, daß der Gerichtsſtand in Wechſel⸗ und 

Konkurs: Sachen in dieſen, wie in Unſern andern Provinzen, allein nach den 

V.orſchriften Unſerer Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung beſtimmt werden ee 


— en — 


Wir befehlen unſern Ober⸗Landes⸗Gerichten in Oſtpreußen, Litthauen ui: 
Weſtpreußen, die gegenwärtige Verordnung zur allgemeinen A zu 
bringen, und die Untergerichte danach anzuweiſen. > 
Urkundlich iſt dieſe Verordnung mit Unſerm Königlehen Inſtiegel 555 
druckt und von Uns Allerhoͤchſtſelbſt vollzogen worden. 
Gegeben Berlin, 5 28ſten Februar 1811. 


Friedrich Wilhelm | 
# „„ b. Firheifen, on 


XS 


* 27.) 3 betreffend die Iehtteilfigen Verfügungen ſolcher Perſonen, welche 5 
nach erhaltener Dispenſation auf den Grund der Kabinets-Ordre vom Löten, 
Maͤrz 1803. ſich geehelichet haben. Vom 2 Abra, 28115 sis: 


W. Friedrich Wilhelm, von a Gottes 0 eien, Sin m 900 
Preußen E 


baben re Unſte Kabinets⸗ Ordre vom Isten Marz 1803. feſtgeſetzt, 945 
von dem Verbote des Allgemeinen Landrechts The Tit. 1. H. 25. an nach 
welchem Perſonen, die wegen Ehebruchs geſchieden find, Diejenigen nicht hei⸗ 
kathen duͤrfen, mit welchen fie Ehebruch getrieben haben, in gewiſſen beſoan⸗ 

dern Faͤllen Dispenſation ertheilt werden koͤnne. 

Da nun hierbei uͤber die Anwendung der Vorſchrift des Allgemeinen 
Landrechts Th. I. Tit. 12. §. 35., welche den Ehebrechern unterſagt, durch 
letztwillige Verordnung einander etwas zu hinterlaſſen, Zweifel entſtanden 
ſind; ſo finden Wir Uns bewogen, hiermit ausdrücklich zu erklaͤren und zur | 
verordnen; 

daß deen, welche nach vorgaͤngiger, auf den Grund Unſerer Kabi⸗ 

nets⸗Ordre vom Isten März 1803. ertheilten Dispenſation ſich geehelichet 

haben, befugt ſeyn ſollen, für einander letztwillig zu ee 
Wee Berlin, den 28ſten BIN 181455 


Friedrich Wilbeln. 
v. e Hardenberg, 2 Kircheiſen. 


